
Das machen wir jetzt!
Text Niels Boeing  Illustrationen Thomke Meyer

Gesellschaften sind zu träge für Transformation?  
Von wegen. Drei Gegenbeispiele, die Mut machen
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V or zwölf Jahren schrieben 
neun Professorinnen und 
Professoren auf, wie man 
Deutschland zu einem 
klimaneutralen Staat um
bauen könnte. Es waren 

nicht irgendwelche Experten, sondern sie 
bildeten das höchste politikberatende Gre
mium in Klimafragen, den Wissenschaftli
chen Beirat der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen (WBGU), geleitet 
vom Klimaforscher Hans Joachim Schelln
huber. Das Vorhaben war ambitioniert, sie 
nannten ihr Gutachten »Gesellschafts
vertrag für eine Große Transformation«. 
448 Seiten dick, mit großem Tamtam an 
Bundesumweltminister und Bundesfor
schungsministerin übergeben, Kurzfassung 
auf Englisch und Chinesisch. Sogar als  
Comic wurde das Werk herausgegeben, 
nun mit dem neuen Untertitel »Klima: 
Kriegen wir die Kurve?«.

Der Name des Gutachtens spielt auf 
The Great Transformation an, ein Buch des 
Soziologen Karl Polanyi aus dem Jahr 1944 
über die sozialen und politischen Verwer
fungen in Folge der industriellen Re vo lu
tion. Nun also die Transformation zur post
fossilen Gesellschaft. Die Herausforderung, 
schreibt der WBGU, sei »hinsichtlich der 
Eingriffstiefe vergleichbar mit den beiden 
fundamentalen Transformationen der Welt
geschichte: der Neolithischen Revolution, 
also der Erfindung und Verbreitung von 
Ackerbau und Viehzucht, sowie der Indus
triellen Revolution«. Puh! 

Das war also vor zwölf Jahren. Es 
folgten EuroKrise, Geflüchtete, Pandemie, 
Krieg in Europa, Inflation, Heizungsgesetz. 
Irgendwie drängt sich der Eindruck auf, wir 
kriegen die Kurve eher nicht. Gesellschaften 
mit Millionen von Menschen scheinen 
nicht in der Lage zu sein, existenzielle Pro
bleme so anzugehen, dass alle beflügelt 
nach vorne blicken. Oder? Tatsächlich zeigt 
die Geschichte: Manchmal ziehen Gesell
schaften etwas durch. Alle ziehen am selben 
Strang – und verändern zusammen etwas 
Großes. Drei Beispiele. 

Victory Gardens Im Zweiten Weltkrieg pflügen die Amerikaner buchstäblich ihr Land um. In der  
Gemeinschaft gärtnern soll die Kriegswirtschaft entlasten – und die Moral der Bevölkerung stärken.

Familien und Nachbarschaftsgärten, fünf 
Millionen weitere sind auf Bauern höfen an
gelegt worden. Zusammen produzieren sie 
7,5 Mil liar den Tonnen Nahrungsmittel. 
Gärtnern ist Volkssport.

Im Golden Gate Park in San Francisco 
wird genauso geackert und geerntet wie im 
Garten des Weißen Hauses, den die First 
Lady Eleo nore Roose velt selbst zum Sieges
garten erklärt hat. Auch die Industrie betei
ligt sich. Der Reifenhersteller Fire stone 
pachtet 150 Hektar Gartenflächen, auf de
nen 2500 Angestellte ihr Gemüse anbauen 
können. Ende 1944, kurz vor Kriegsende, 
stammen über 40 Prozent allen Gemüses, 
das innerhalb der USA auf den Tisch 
kommt, aus den Victory Gardens.

Anders als bei den »Kriegsgärten« ge
gen Ende des Ersten Weltkriegs geht es nicht 
darum, für die hungernden Verbündeten in 
Europa Nahrungsmittel zu spenden. Das 
Motto der Victory Gardens lautet: pro duce, 
con serve, play  square,  share – produzieren, 
konservieren, ehrlich sein und teilen. Marvin 
 Jones, War Food Administrator, sagt 1944: 
»Der Kontakt mit der Erde, mit Dingen, die 
wachsen, ist gut für uns alle, erst recht in 
Zeiten wie diesen.«

Nach dem Krieg ließ die Lust am Gärt
nern zwar rasch nach, die neue amerikanische 
Konsumgesellschaft setzte andere Prioritäten. 
Doch die Erinnerung an die Victory Gardens 
blieb in vielen Familien lebendig. Die Land
schaftsarchitektin Laura Lawson zieht eine 
direkte Linie zum Boom der Gemeinschafts
gärten in den vergangenen Jahren, zum 
Urban Gardening. Die Herausforderung für 
eine neue Gartenkultur heute liege darin, 
»einen Sinn für Beständigkeit zu vermitteln, 
der nicht nur in Krisen, sondern auch in 
Friedenszeiten trägt«.

Dass die globalisierte Lebensmittelver
sorgung zumindest in den westlichen Indus
trieländern nicht nachhaltig ist, hat sich 
allmählich herumgesprochen. Die Victory 
Gardens von einst zeigen, dass schon in 
kurzer Zeit eine lokale, gemeinschaftliche 
Produktion hochgefahren werden könnte. 
Gerade auch in Städten.

Victory Gardens, USA: 
Gärtnern für das große Ganze 

Dezember 1941. Der Krieg, der in Europa, 
Ost asien und Nordafrika tobt, fühlt sich 
von den USA aus noch weit entfernt an. 
Am 7. Dezember jedoch bombardiert die 
japanische Luftwaffe den Flottenstützpunkt 
Pearl Harbor auf Hawaii. Drei Tage später 
befinden sich die Vereinigten Staat im Krieg 
mit Japan und NaziDeutschland. Sofort ist 
klar, dass dieser Krieg alle Ressourcen der 
Wirtschaft fordern wird. Gebraucht werden 
Waffen und Lebensmittel für Millionen 
von Soldaten, die schon bald in aller Welt 
kämpfen werden.

Am 19. Dezember lädt die Regierung 
GartenbauExperten, Unternehmer, Jour
nalisten und Behörden zur De fense Garde
ning Conference nach Washington. Es ist 
der Beginn des National Victory Garden 
Program, der »Siegesgärten«. Wer nicht in 
Rüstungsbetrieben oder beim Militär ar
beitet, soll Hacke und Schaufel in die Hand 
nehmen und nebenbei Gemüse anbauen. Je 
mehr die Bürger selber anbauen, so die Idee, 
desto mehr Verpflegung können die Lebens
mittelhersteller für das Militär produzieren. 
Außerdem werden Bahntrassen für den 
Transport von Kriegsgerät frei. 

Die Amerikanerinnen und Amerikaner 
folgen dem Ruf: Ob auf dem Land oder in 
den Städten, überall graben sie Rasenflächen, 
Parks und unbebaute Grundstücke um, 
pflanzen Kohl, Bohnen, Zwiebeln, Kartoffeln 
an. Zeitschriften und Bücher informieren 
die Bürger über Anbaumethoden, veröffent
lichen Tabellen mit Beetgrößen, Wachs
tums und Erntezeiten. Ein Jahr später gibt 
es in den Städten bereits zehn Millionen 

Auch vor dem Weißen 
Haus wird Gemüse 
gepflanzt. Die First 
Lady hat jetzt einen 
»Siegesgarten«

katrin.zeug@zeit.de
ohne Einzug

Max Rauner
streichen

Max Rauner
Füge nach "Puh!" ein: Eine Nummer kleiner ging es wohl nicht.

hella kemper
Bohnen kann man nicht anpflanzen. Zwiebeln und Kartoffeln setzt man. Deshalb besser: ...bauen an.... (aber wdh. von unbebaut)

hella kemper
freie 

hella kemper
Stimmt die Zahl? Wenn jeder Garten 500 kg Gemüse erntet (was sehr sehr viel ist), sind das 7,5 Mrd. Kilogramm (nicht Tonnen)
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1. TEIL: SOLL ICH DAS  
JETZT DURCHZIEHEN?  

Warum Nein oft die bessere  
Antwort ist (Heft 5/23, nachbestellbar 

unter zeit.de/zw-archiv)

2. TEIL: DAS MACHEN WIR JETZT!
(in dieser Ausgabe) 

3. TEIL: KANN ICH DIR VERTRAUEN?
Wie man den Moment erkennt, in dem 

man eine gute Entscheidung trifft 
(erscheint am 12. Dezember)

DIE NEUE SERIE 
IN ZEIT WISSEN

Lebensentscheidungen

kippten sie mit einer Mehrheit von 66 Pro-
zent das Abtreibungsverbot.

Dass ausgerechnet in Irland erstmals 
in der EU erfolgreich eine Form der soge-
nannten deliberativen Demokratie ange-
wendet wurde, ist kein Zufall. Bereits 2011 
hatten Politikwissenschaftler um David 
Farrell und  Jane Suiter als Experiment eine 
Versammlung mit dem Namen »We the 
Citizens« organisiert. Irland plagte sich da-
mals mit den Folgen des Finanzcrashs von 
2008 herum, die Arbeitslosigkeit war hoch. 
Für Farrell und Suiter war klar: »Politiker 
müssen bereit sein, den Bürgern zuzuhören, 
und daran glauben, dass man den Entschei-
dungen des Volkes  trauen kann.« Auch 
wenn es damals nur ein Testlauf war: Die 
Bürger von »We the Citizens« begriffen so-
fort, was für ein Potenzial in dieser Form von 
deliberativer Demokratie steckte. »I know I 
had a  vote, but didn’t feel I had a  voice«, sagte 
eine Teilnehmerin über die Versammlung.

2014 wagte sich Irland an einen Ver-
fassungskonvent, in dem neben Parteien 
erstmals auch Bürger saßen. Die Arbeit des 
Konvents mündete in ein Referendum: Im 
Mai 2015 sprachen sich die Irinnen und Iren 
für die gleichgeschlechtliche Ehe aus. Damit 
war der Boden für die Citizens’ Assembly 
bereitet. Inzwischen ist sie eine feste Institu-
tion in der irischen Politik. Die vierte Ver-
sammlung – die Bürger werden jedes Mal 
neu ausgewählt – berät derzeit über eine 
zeitgemäße Drogenpolitik.

Natürlich sind immer wieder Bedenken 
zu hören, eine deliberative Demokratie lege 
wichtige Entscheidungen in die Hände von 
schlecht informierten Bürgern. Wissen-
schaftler der University of Dublin, die die 
Citizens’ Assembly begleitet und ausgewertet 
haben, widersprechen: »Wenn Bürger in 
dieser Art einbezogen und informiert wur-
den, ließen sie Eigeninteressen hinter sich, 
um kollektive Entscheidungen für das All-
gemeinwohl zu treffen.« Die Bundesregie-
rung, die demnächst zum ersten Mal eine 
solche Versammlung einberufen will, sollte 
den Bürgern vertrauen – sie sind nicht 
leichtfertig, wie die Iren gezeigt haben.

Citizens’ Assembly, Irland: 
Bürger mit politischer Weitsicht 
Nicht immer muss ein Krieg der Auslöser 
des Wandels sein. Manchmal ist es ein Un-
behagen, das sich zugespitzt hat, weil über-
kommene Regeln mit dem Alltagsleben gar 
nicht mehr vereinbar sind. So wie in Irland 
in den 2010er-Jahren.

Noch vor einem halben Jahrhundert 
war die Inselrepublik eine landwirtschaftlich 
geprägte Gesellschaft, tief durchdrungen 
von einem strengen Katholizismus, der auf 
dem europäischen Festland da schon als alt-
modisch galt. Das Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf war in Irland eines der niedrigsten 
in Westeuropa, nur Spanien, Griechenland 
und Portugal erwirtschafteten weniger. 
1983 wurde das Abtreibungsverbot in der 
Verfassung verankert. Eine heimliche Ab-
treibung konnte mit bis zu 14 Jahren Ge-
fängnis bestraft werden. Viele  Frauen, die 
ungewollt schwanger waren, reisten nach 
Großbritannien, um abzutreiben. 

Doch Irland wandelte sich. Vor allem 
amerikanische IT-Konzerne eröffneten ihre 
europäischen Niederlassungen in Irland. 
Das Land war nun der »Keltische Tiger«, 
globalisiert und digitalisiert, auf dem Sprung 
in die Moderne. Die junge Generation, die 
nun häufiger studierte und in internationalen 
Unternehmen arbeitete, wurde zunehmend 
kosmopolitisch.

Am 28. Oktober 2012 starb die 
31-jährige Savita Halappanavar in Galway 
nach einer Fehlgeburt, weil ihr die Ärzte im 
örtlichen Krankenhaus eine Abtreibung 
verweigert hatten. Sie war in der 17. Woche 
schwanger gewesen. Ein Aufschrei ging 
durchs Land. Die Politik traute sich den-
noch nicht, die Abtreibungsgesetze zu än-
dern. Im Frühjahr 2016 – das BIP pro Kopf 
betrug da schon das Eineinhalbfache von 
dem Deutschlands – geschah dann etwas, 
das kein anderes EU-Land ausprobiert hat-
te. Um sich eine fehlende Stimme im Par-
lament zu sichern, willigte die neu gewählte 
Minderheitsregierung des konservativen 
Premiers Enda Kenny in ein Experiment 
ein: Eine Citizens’ Assembly, eine Bürger-

den 8. Verfassungszusatz von 1983 zu strei-
chen und Abtreibungen damit zu legalisieren. 
Im katholisch geprägten Irland kam das ei-
nem politischen Erdbeben gleich. Parlament 
und Regierung standen zu ihrem Wort. 
Eine Parlamentskommission empfahl 
schließlich ein Referendum.

Sofort begannen Abtreibungsgegner, 
massiv finanziert von evangelikalen Organi-
sationen in den USA, mit einer Kampagne 
gegen die Empfehlung der Citizens’ Assem-
bly. Die Irinnen und Iren ließen sich nicht 
davon beeindrucken: Am 25. Mai 2018 

versammlung, sollte einberufen werden, um 
über das Abtreibungsverbot zu beraten. 

Im Sommer 2016 wurden 99 Bürge-
rinnen und Bürger repräsentativ ausgewählt. 
Im November trat die Versammlung erst-
mals zusammen. Sie hörte über Wochen 
Expertinnen, Interessengruppen, Betroffene 
an und sortierte die Argumente. Im April 
2017 empfahl sie in ihrem Abschlussbericht, 

Citizens’ Assembly Als erstes EU-Land beruft Irland eine Bürgerversammlung ein, um ein kontroverses 
Thema zu beraten: Das Abtreibungsrecht. Das Projekt wird zum Vorbild für politische Teilhabe 

Wiebke Hansen
Hier muß glaube ich das neue weg

Max Rauner
kleines D?
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Nord- und Ostsyrien – 
Frauen für die Demokratie 
Dass die Iren im Frieden ihre Demokratie 
erneuert und zugleich die Frauenrechte ge-
stärkt haben, ist eine enorme Leistung. Einer 
anderen Region gelang dies, obwohl oder 
vielleicht auch weil 2011 ein Krieg über sie 
hereinbrach: Nord- und Ostsyrien, auf 
Kurdisch Rojava genannt. Sie hat die bis-
lang radikalste Erneuerung geschafft und 
trotzt damit Bombardements, Blockaden 
und Verschleppungen.

Lange wurde die Region vom syrischen 
Staat unterdrückt. 1962 erkannte die Re-
gierung den Hunderttausenden Kurden, die 
dort lebten, die Staatsbürgerschaft ab. Sie 
waren fortan Staatenlose. Manche flohen in 
die Türkei, während das Regime Zigtausende 
arabische Syrer in ihrer Heimat ansiedelte. 
Der fruchtbare Landstrich westlich des 
Euphrats wurde zur Kornkammer ausge-
baut. Die Bevölkerung konnte den eigenen 
Weizen jedoch mangels Getreidemühlen 
nicht selbst verarbeiten und musste teures 
Mehl aus Damaskus und anderen Städten 
importieren. Ebenso bei Öl und Benzin: 
Die Bodenschätze wurden ausgebeutet, aber 
die Raffinerien standen im Landesinneren. 
So blieb die Region abhängig – und arm. 
Von 2004 an folgte die nächste Welle der 
Unterdrückung: Journalisten, Dissidenten 
und Aktivisten wurden verhaftet und als 
kurdische Terroristen gebrandmarkt.

Das Assad-Regime dachte wohl, den 
rebellischen Geist erfolgreich eingedämmt 
zu haben. Es hatte sich verrechnet. Während 
viele Männer im Gefängnis saßen oder sich 
ins Privatleben zurückzogen, begannen vor 
allem  Frauen, sich zu treffen. »Sie hatten sich 
sehr gut organisiert«, sagt die Hamburger 
Ethnologin Anja Flach. »Sie bildeten sich 
weiter, hielten Versammlungen ab und 
machten Basisarbeit.« Die Vision der  
Frauen: der demokratische Konföderalis-
mus. Beschrieben hatte ihn zuvor Abdullah 
Öcalan, Chef der auch in Deutschland ver-
botenen Kurdischen Arbeiterpartei, PKK. 
Öcalan hatte in seiner Gefängniszelle offen-
bar einen Sinneswandel vollzogen: Wahre 

gleichberechtigt sind: arabische, kurdische 
und turkmenische Muslime, Aramäisch 
sprechende assyrische Christen, kurdisch-
sprachige Jesiden, armenische Christen. 

Es sind vor allem Frauen, die seit 2012 
die lokale Wirtschaft wieder in Gang ge-
bracht haben, so gut das unter Kriegsbedin-
gungen geht. Sie haben Kooperativen ge-
gründet, um Ackerland zu bestellen, Brot 
und Lebensmittel zu produzieren, Kleidung 
zu nähen oder Bildungseinrichtungen zu 
betreiben. Frauen stellen auch eigene Polizei-
einheiten ebenso wie militärische Kompa-
nien, die entscheidend mitgeholfen haben, 
den »Islamischen Staat« aus Nord- und Ost-
syrien zu vertreiben.

Dass diese Umwälzung den umliegen-
den Staaten ein Dorn im Auge ist, verwun-
dert nicht. Sie ist der Gegenentwurf zu den 
autoritären, vom traditionellen Islam ge-
prägten Gesellschaften des Nahen Ostens. 
Doch auch westliche Me dien blieben an der 
Oberfläche hängen. Sie verloren sich in 
immer gleichen Schilderungen von bewaff-
neten  Frauen, die sich vor dem Gefecht 
tatsächlich Lippenstift auflegten. Dabei ist 
diese Allianz von Demokratie und Feminis-
mus bislang das radikalste Ge sell schafts-
expe ri ment des 21. Jahrhunderts. 

Gesellschaften können über sich hinaus-
wachsen, wenn die passenden Umstände 
zusammenkommen. Gerade angesichts der 
sozial-ökologischen Transformation, die 
uns aus dem fossilen Zeitalter herausführen 
soll, zeigen die Beispiele: Die Vergangenheit 
ist kein Korsett, das sich nicht aufschnüren 
lässt. Die Transformation mag im Kleinen 
anfangen, aber gelingen wird sie nur, wenn 
eine ganze Gesellschaft sich einen Ruck 
gibt. Man möchte hoffen, dass diese Bei-
spiele weltweit mutige Nachahmer finden, 
die sagen: Wir ziehen das jetzt durch. Ge-
meinsam. Als Gesellschaft. 

Demokratie, schrieb er, sei nicht erreichbar, 
wenn nicht die Herrschaft der Männer über 
die  Frauen überwunden werde. Patriarchal 
waren auch Nord- und Ostsyrien. Aber das 
sollte sich ändern.

Als die syrische Armee im Juli 2012 aus 
Nordsyrien abzog, begannen die im Unter-
grund organisierten Komitees sofort damit, 
Versammlungen einzuberufen und das All-
tagsleben neu zu organisieren. Der demo-
kratische Konföderalismus nahm Gestalt 
an, festgeschrieben in einem »Gesellschafts-
vertrag«. Kernstück ist nicht etwa ein Par-
lament nach westlichem Vorbild. Sondern 
auf allen Ebenen – Nachbarschaft, Bezirk, 

Kanton, Region – wird in Bürgerversamm-
lungen beraten, welche Entscheidungen zu 
treffen sind. Die unteren Versammlungen 
schicken Delegierte, die jederzeit abberufen 
werden können, in die höher angesiedelten 
Versammlungen. Fachkomitees befassen 
sich mit Justiz, Bildung, Wirtschaft und 
anderen Themen. Jedes Gremium hat eine 
Doppelspitze: einen Mann und eine Frau. 
Außerdem müssen mindestens 40 Prozent  
Frauen vertreten sein.

Parallel dazu gibt es dieselben Ver-
sammlungen und Gremien noch einmal, 
aber ausschließlich mit  Frauen besetzt und 
mit einem Vetorecht gegenüber ihrem ge-
mischten Pendant. So soll verhindert wer-
den, dass mit der Zeit machthungrige oder 
laute Männer doch wieder die Oberhand 
gewinnen. Der Gesellschaftsvertrag hat Kin-
desheiraten, Viel ehen, »Ehrenmorde« und 
andere Formen der Unterdrückung von 
Frauen geächtet und strafbar gemacht. Zu-
gleich wurde in dem Vertrag verankert, dass 
alle Ethnien, Sprachen und Religionen 

In Rojava entsteht  
der Gegenentwurf zu 
den autoritären, vom  
traditionellen Islam 
geprägten Staaten

Niels Boeing verfolgt Experimente partizipativer 
Demokratie seit Jahren. Er wünscht sich den Spirit 
aus den drei Beispielen auch für die deutsche 
Gesellschaft. Da geht mehr als Politgezänk.

Demokratischer Konföderalismus in Nord- und Ostsyrien Die Frauen haben einen Gesellschafts-
vertrag durchgesetzt, der Kindesheiraten und Vielehen verbietet und ihnen Mitsprache garantiert
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